Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1788 


Sachgebiet 450 


Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 


A. Problem 

§ 86 Abs. 1 StGB, der Einfuhr und Verbreitung von Propaganda- 
mitteln verfassungswidriger Organisationen unter Strafe stellt, 
wird nach geltendem Recht bis zum 31. März 1971 auf Zeitun- 
gen und Zeitschriften, die außerhalb des Bundesgebietes ein- 
schließlich Berlins in ständiger, regelmäßiger Folge erscheinen 
und dort allgemein und öffentlich vertrieben werden, nicht an- 
gewendet. Dies gilt jedoch nur für solche Stücke, die durch den 
Postzeitungsdienst oder durch den Handel gegen Entgelt ein- 
geführt und vertrieben werden. 

Es stellte sich die Frage, wie nach dem Ablauf des 31. März 
1971 zu verfahren war. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung vom 9. Dezember 
1970 auf Antrag seines Ausschusses für innerdeutsche Bezie- 
hungen vom 12. November 1970 (Drucksache VI/1441) beschlos- 
sen, die Bundesregierung aufzufordern, „einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der die im Artikel 8 des Achten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes vorgesehene Freistellungsfrist unbefristet ver- 
längert". 


B. Lösung 

Künftig soll 

a) die strafrechtliche Ausnahmevorschrift unbefristet weiter- 
gelten und dabei 

b) die bisherige Einschränkung der Bezugswege auf den Post- 
zeitungsdienst und den Handel gegen Entgelt entfallen. 
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C. Alternativen 

a) Einführung einer weiteren Befristung für die strafrecht- 
liche Ausnahmevorschrift 

b) weitere Begrenzung der Bezugswege 

c) Auffassung des Bundesrates, der den Gesetzentwurf im Ge- 
gensatz zur Bundesregierung für einer Zustimmung des 
Bundesrates bedürftig hält. 

D. Kosten 

Es entstehen keine Mehrbelastungen der öffentlichen Haus- 
halte. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1, Februar 1971 

1/4 (1/3) — 43000 — Str 18/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung von Artikel 8 des Achten Strafrechts- 
änderungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für innerdeutsche Bezie- 
hungen. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetz wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, weil das 
Achte Strafrechtsänderungsgesetz, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist, förmlich geändert werden soll. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 2) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 25. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 741), geän- 
dert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung von 
Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 31. März 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 269), erhält 
folgende Fassung: 


„Artikel 8 

Einfuhr von Zeitungen und Zeitschriften 

§ 86 Abs. 1 des Strafgesetzbuches in der Fas- 
sung des Artikels 1 dieses Gesetzes findet keine 
Anwendung auf Zeitungen und Zeitschriften, 
die außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes in ständiger, regelmäßiger 
Folge erscheinen und dort allgemein und öffent- 
lich vertrieben werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am I. April 1971 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

Nach Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes vom 25. Juni 1968 (BGBl. 1 S. 741), ge- 
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Ände- 
rung von Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes vom 31. März 1969 (BGBL I S. 269), findet 
§ 86 Abs. 1 StGB, der Einfuhr und Verbreitung von 
Propagandamitteln verfassungswidriger Organisa- 
tionen unter Strafe stellt, bis zum Ablauf des 
31. März 1971 keine Anwendung auf Zeitungen und 
Zeitschriften, die außerhalb des räumlichen Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes in ständiger, regel- 
mäßiger Folge erscheinen und dort allgemein und 
öffentlich vertrieben werden. Dies gilt jedoch nur 
für solche Stücke, die in diesen Geltungsbereich im 
Postzeitungsdienst oder durch den Handel gegen 
Entgelt eingeführt und darin vertrieben werden. 

Mit dieser Ausnahmeregelung sollte die Möglichkeit 
geschaffen werden, sich in der Bundesrepublik 
Deutschland über die Verhältnisse in der DDR aus 
dort regelmäßig erscheinenden politischen Zeitun- 
gen und Zeitschriften im gleichen Umfang wie die 
dortige Bevölkerung zu unterrichten. 

Obwohl das Interesse der hiesigen Bevölkerung 
an DDR-Zeitungen und -Zeitschriften nach Inkraft- 
treten des Artikels 8 erheblich gestiegen ist, waren 
die zuständigen DDR-Behörden bisher weder bereit, 
ein wesentlich höheres Zeitungskontingent für Be- 
zieher aus dem Bundesgebiet zur Verfügung zu stel- 
len, noch die nötigen Lieferungsvoraussetzungen für 
die Zulassung zum Postzeitungsdienst der Deutschen 
Bundespost zu erfüllen. 

Diese Erfahrungen und eine grundlegende Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 3. Oktober 
1969 (BVerfGE Bd. 27 S. 71, 86) lassen es geboten 
erscheinen, durch das vorliegende Gesetz den Zei- 
tungsbezug im Interesse der Informationsfreiheit 
(Artikel 5 GG) noch stärker als bisher zu erweitern. 
In der gegenwärtigen Situation ist es zweckmäßiger, 
diese Erweiterung durch Änderung des Artikels 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes und nicht 
durch eine entsprechende Ausnahmeregelung im § 86 
StGB vorzunehmen. 

In seiner Sitzung vom 9. Dezember 1970 (84. Sit- 
zung) hat der Deutsche Bundestag auf Antrag des 
Bundestagsausschusses für innerdeutsche Beziehun- 
gen vom 12. November 1970 (Drucksache VI/1441) 
beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, „bei 
ihren Verhandlungen mit der Regierung der DDR 
Voraussetzungen für einen Presseaustausch zu er- 
örtern und im gegebenen Falle einen Austausch zu 
vereinbaren". Die Modalitäten eines etwaigen Aus- 
tausches lassen sich derzeit nicht übersehen, so daß 
eine erneute Gesetzesänderung erforderlich werden 
könnte. § 86 StGB ist in der gegenwärtigen Fassung 
nach langjährigen und äußerst schwierigen Diskus- 


sionen zustande gekommen. Es würde den Absich- 
ten des Gesetzgebers widersprechen und die straf- 
rechtliche Wirkung des § 86 mindern, wenn diese 
auf Dauer angelegte Vorschrift der Notwendigkeit 
kurzfristiger Änderungen aus politischen Erwägun- 
gen ausgesetzt würde. Auch im Hinblick auf etwaige 
Erörterungen mit der DDR über einen Presseaus- 
tausch und die nicht vorhersehbare innerdeutsche 
Entwicklung erscheint es zweckmäßig, den Zeitungs- 
bezug in einer Übergangsvorschrift außerhalb des 
Strafgesetzbuches zu regeln und nicht endgültig auf 
den Strafanspruch zu verzichten. 


B. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Im Gegensatz zu der früheren Fassung des Ar- 
kels 8 soll der Zeitungsbezug künftig unbefristet 
und ohne Einschränkung der Bezugswege zugelassen 
werden. 

Die Befristung unterstrich den vorläufigen Charak- 
ter der Regelung und versetzte den Gesetzgeber in 
die Lage, die praktischen Erfahrungen mit dem Zei- 
tungsbezug in einer Neuregelung auf gesetzestech- 
nisch einfachem Wege zu berücksichtigen. Die mit 
der zeitlichen Begrenzung ferner verbundene Hoff- 
nung, die DDR zu einer entsprechenden Regelung 
für ihren Bereich zu veranlassen, erfüllte sich nicht. 
Die DDR hat es bisher abgelehnt, den Bezug von 
Zeitungen und Zeitschriften aus der Bundesrepublik 
Deutschland zuzulassen. 

Eine erneute Befristigung würde der Erfahrung, daß 
die DDR die durch Artikel 8 eröffneten Lieferungs- 
möglichkeiten nicht ausgenutzt hat, widersprechen. 

Sie wäre zudem unzweckmäßig, weil sich der Ge- 
setzgeber zum dritten Male ohne Änderung der Vor- 
aussetzungen mit der gleichen Frage beschäftigen 
müßte. Auch eine unbefristete Regelung hindert den 
Gesetzgeber nicht, den Zeitungsbezug jederzeit 
durch Gesetzesänderung zu untersagen, wenn neue 
Umstände dies erfordern. 

Der Deutsche Bundestag hat deshalb in seiner Sit- 
zung vom 9. Dezember 1970 auf Antrag des Bun- 
destagsausschusses für innerdeutsche Beziehungen 
vom 12. November 1970 (Drucksache VI/1441) be- 
schlossen, die Bundesregierung aufzufordern, „einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der die im Artikel 8 des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vorgesehene 
Freistellungsfrist unbefristet verlängert". 

Mit der bisherigen Einschränkung der Bezugswege 
sollte verhindert werden, daß Propagandamaterial 
zu verfassungsfeindlichen Zwecken unkontrolliert in 
großen Mengen in das Bundesgebiet eingeschleust, 


3 



Drucksache VI/ 1788 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


unentgeltlich verteilt und dadurch die verfassungs- 
mäßige Ordnung in der Bundesrepublik Deutschland 
gefährdet mrd. 

Hierzu hat das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß vom 3. Oktober 1969 (BVerfGE Bd. 27 
S. 71, 86) ausgeführt, die Freigabe einzelner Emp- 
fangswege (Postzeitungsdienst oder Handel) würde 
allenfalls dann im Hinblick auf die Informationsfrei- 
heit ausreichen, wenn damit faktisch die Allgemein- 
zugänglichkeit eröffnet würde. Dies sei aber nicht 
der Fall, weil die DDR auf den freigegebenen We- 
gen nicht mehr Zeitungen in die Bundesrepublik 
schicke als bisher. Bestehe daneben aber faktisch die 
Möglichkeit, die Zeitungen im einfachen Postwege 
zu erhalten, so sei das Interesse des Staates an der 
„Kanalisierung" der Zeitungseinfuhr nicht vorran- 
gig, da jeder einzelne Bürger ein Recht darauf habe, 
sein Informationsinteresse durchzusetzen. 

Angesichts des geringen Informations- und Propa- 
gandawertes der politischen Tageszeitungen und 
Zeitschriften der DDR ist nicht zu erwarten, daß die 
Freigabe der Bezugswege zu einer Gefährdung der 
verfassungsmäßigen Ordnung durch unkontrollier- 
bares überschwemmen des Bundesgebietes mit 
staatsfeindlichen Propagandaschriften führt. Gemes- 
sen an den bisherigen Erfahrungen wird sich die Ein- 
stellung der DDR zu der Möglichkeit der freien Zei- 
tungslieferung in das Bundesgebiet nach Freigabe 
der Bezugswege kaum ändern. 

Die DDR erhält hierdurch auch keine neuen unkon- 
trollierbaren Propagandamöglidikeiiten. Nach In- 
krafttreten des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
haben die zuständigen Bundesministerien die Zoll- 
und cüe Postverwaltung, die das Verbringen von 
Gegenständen in das Bundesgebiet nach dem Ge- 
setz zur Überwachung strafrechtlicher und anderer 
Verbringungsverbote vom 24. Mai 1961 (BGBl. I 
S. 607) zu überwachen haben, angewiesen, bei der 
Einfuhr von Zeitungen und Zeitschriften aus der 
DDR in der Regel zu unterstellen, daß die Voraus- 
setzungen des Artikels 8 des Achten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes vorliegen. Aufgrund dieser Erlasse 
und des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 
vom 3. Oktober 1969 ist 1970 die Zahl der Einzie- 
hungen und Beschlagnahmen gegenüber früheren 
Jahren erheblich zurückgegangen. Im allgemeinen 
ziehen die Gerichte nur noch solche Zeitschriften und 
Broschüren ein, die nur für die Verbreitung in der 
Bundesrepublik Deutschland hergestellt werden. 

Auch die Kontrolle der Postsendungen wird durch 
die Freigabe der Bezugswege nicht erschwert. Da 
das Verbringen verfassungsfeindlicher Schriften, 
spezieller „Westzeitungen" oder „Westausgaben" 


von DDR-Zeitungen in das Bundesgebiet auch nach 
dem vorliegenden Gesetz gemäß § 86 StGB strafbar 
ist, sind die Postsendungen wie bisher nach den 
Bestimmungen des Überwachungsgesetzes zu kon- 
trollieren. Die Überprüfung wird im Gegenteil ein- 
facher, da die Kontrollbeamten bei mitteldeutschen 
Periodika grundsätzlich von der Zulässigkeit des 
Bezuges ausgehen können. 

Durch die Worte „in ständiger, regelmäßiger Folge 
erscheinen und dort allgemein und öffentlich vertrie- 
ben werden" wird klargestellt, daß sich die Bezugs- 
freiheit nur auf die Periodika bezieht, die mit den 
in der DDR für die dortige Bevölkerung erscheinen- 
den Exemplaren identisch sind. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die Berlin-Klausel. Nach Artikel 9 
Abs. 2 Nr. 1 des Achten Strafrechtsänderungsgeset- 
zes ist lediglich die Anwendung der Nr. 1 und 3 
des § 86 Abs. 1 StGB im Land Berlin ausgeschlossen. 
Im übrigen gilt § 86 StGB und damit insoweit auch 
die Ausnahmeregelung des Artikels 8 des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes auch in Berlin. Einfuhr 
und Verbreitung von Zeitschriften und Zeitungen 
aus der DDR sind in Berlin (West) aufgrund der 
Verordnung Nr. 501 der Kommandanten des ameri- 
nischen, britischen und französischen Sektors von 
Berlin vom 11. September 1950 (VOBl. I S. 466, 563), 
zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 504 vom 
19. Dezember 1950 (VOBl. I 1951 S. 53), strafbar. 
Mit Genehmigung der Alliierten Kommandantura 
hat der Berliner Senat durch Verordnung vom 
23. Juli 1968 (GVBl. S. 995), geändert durch die 
Erste Änderungsverordnung vom 2. April 1969 
(GVBl. I S. 405) eine dem Artikel 8 des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes entsprechende Aus- 
nahmeregelung getroffen. Um in Berlin die gleiche 
Rechtslage wie im übrigen Bundesgebiet wiederher- 
zustellen, bedarf es nach Inkrafttreten des Zweiten 
Änderungsgesetzes zu Artikel 8 einer Artikel 1 des 
Zweiten Änderungsgesetzes entsprechenden Zwei- 
ten Änderungsverordnung des Berliner Senates. 

Zu Artikel 3 

Die Frist für den straflosen Bezug von Zeitungen 
und Zeitschriften von außerhalb des räumlichen Gel- 
tungsbereichs des Gesetzes läuft nach Artikel 8 des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes am 31. März 
1971 ab. Um einen nahtlosen Übergang zu sdiaffen, 
muß das vorliegende Gesetz am 1. April 1971 in 
Kraft treten. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Änderung der Eingangsworte 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 
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